Gefeß- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


_.Nrd - 


(Nr. 7702.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Langenſalza, Regierungsbezirk Erfurt, im Betrage von 150,000 Thalern, 
Vom 11. Juni 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


ertheilen, nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten Verſammlung zu 
Langenſalza darauf angetragen haben, der Stadt Behufs Erfüllung der von ihr 
für die Gotha⸗Leinefelder Eifenbahn übernommenen Verbindlichkeiten Unſere 
landesherrliche Genehmigung zur Aufnahme eines Darlehns von 150,000 Tha⸗ 
lern, geſchrieben Einhundertfunfzig Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung auf den 
Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen zu ertheilen, und 
dei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger 
ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlung Sperpflich⸗ 
tung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere lan⸗ 
desherrliche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter nach⸗ 
ſtehenden Bedingungen. 
. 
Es werden ausgegeben: 
40 Obligationen à 500 Thaler == 20,000 Thaler, 
1100 : 1002 5 =.110,0005. + 
400 f 4 0 205000 
in Summa = 150,000 Thaler. 

Dieſe Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt. 

Die Zinſen werden halbjährlich, am 1. April und am 1. Oktober jeden 
Jahres, von der ſtädtiſchen Kämmereikaſſe zu Langenſalza gegen Rückgabe der 
ausgefertigten Kupons gezahlt. 

Zur Tilgung wird jährlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der aus⸗ 
gegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obligationen verwendet / 
es ſoll jedoch der Gemeinde vorbehalten bleiben, den Tilgungsfonds zu verſtär⸗ 
ken, um die Rückzahlung der Schuld dadurch zu beſchleunigen. Insbeſondere 

Jahrgang 1870. (Nr. 7702.) 62 foll, 


Ausgegeben zu Berlin den 2, Auguſt 1870, 


„ 


bol, wenn die mit Hülfe dieſer Anleihe für die Stadt erworbenen ungarantitten 5 


Thüringer Eiſenbahn⸗Aktien Littr. B. etwa eine höhere Dividende, als zur Ver⸗ 
zinſung und Amortiſation der Anleihe und Vergütung etwaiger Dividendenausfälle 
erforderlich iſt, gewähren, der Ueberſchuß gleichfalls zur Amortiſation der Schuld 
verwendet werden. 

Den Obligationsinhabern ſteht kein Kündigungsrecht gegen die Stadt⸗ 
gemeinde zu. Der in Gültigkeit befindliche Amortiſationsplan kann von den 


Obligationsinhabern während der Dienſtſtunden in dem Stadtſekretariate ein⸗ 


SL 


geſehen werden. 
$. 2. 
Die die Ausſtellung, Verzinſung und Amortiſation betreffenden Geſchäfte 
werden vom Magiſtrate geleitet, der für die Befolgung der Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Privilegii verantwortlich ift.: 


§. 3. 

Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern nach dem Muſter 
des angehängten Obligations-Schemas ausgeſtellt und in ein Stadtſchuldenbuch 
eingetragen. 

Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufügen. 


$. 4. 
Jeder Obligation werden für die nächſten fünf Jahre zehn Zinsſcheine 


Mit dem Ablaufe dieſer und jeder folgenden Periode werden durch die 


VER: ein Talon nach den beigefügten Schemas beigegeben. 


ſtädtiſche Kämmereikaſſe nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung zehn neue 
Zinskupons und Talons gegen Rückgabe der zuletzt ausgegebenen Talons an die 
Inhaber der letzteren oder, falls dieſe Talons abhanden gekommen ſind, an die⸗ 
jenigen Inhaber der Obligationen, welche dieſelben vor Aushändigung der neuen 
Talons vorgezeigt haben, ausgereicht und es wird, daß dies geſchehen, auf den 
Obligationen vermerkt. 

5. 


f S- 

Von dem Verfalltage ab wird gegen die Auslieferung der Zinskupons der 
Betrag derſelben an den Inhaber durch die Kämmereikaſſe gezahlt, auch werden 
die fälligen Kupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaſſe an Zahlungsſtatt an⸗ 
genommen. 

$. 6. 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld geſchieht in Gemäßheit des feſtgeſtell⸗ 
ten Tilgungsplanes und beginnt mit dem 1. Januar 1871. Die Folgeordnung 
der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt, die 
Auslooſung erfolgt im Monate Juli jeden Jahres. 

Der Stadtgemeinde wird jedoch das Recht vorbehalten, die zu tilgenden 


Obligationen anſtatt der Auslooſung aus freier Hand zu erwerben, ſowie im 


kai Verſtärkung des Tilgungsfonds ($. 1.) größere Auslooſungen eintreten 
zu laſſen. 
ö STE 


IE 

Die ausgelooſten oder durch Ankauf zur Tilgung kommenden Schuld 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Be⸗ 
träge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich 
bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt zweimal vor dem Zahlungstermine, und 
zwar in den vorangehenden Monaten Auguſt und Dezember, im Preußiſchen 
Staatsanzeiger, im öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der Regierung zu Erfurt 
und in dem Langenſalzaer Kreisblatte. 

Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo wird von dem Magiſtrate mit 
Genehmigung der Regierung ein anderes ſubſtituirt. 


$. 8. 

Die Auszahlung des Kapitals erfolgt gegen bloße Rückgabe der Schuld⸗ 
verſchreibung bei der Kämmereikaſſe zu Langenſalza in der nach dem Eintritte des 
Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Die Verzinſung des Kapitals hört mit dem Tage, an welchem das letztere 
nach den vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ($. 7.) zurückzuzahlen iſt, auf. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 

In 1 75 die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. 5 

Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 


Ss: 

Die gekündigten Kapitalbeträge, die innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden, nicht erhobenen Zin⸗ 
ſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde. 


$. 10. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach den auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der 
Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 12. mit nach⸗ 
ſtehenden näheren Maaßgaben: 

a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Langenſalza gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte 
und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem 
Schatzminiſterium zukommen, gegen die Verfügung des Magiſtrats findet 
Rekurs an die Regierung zu Erfurt ſtatt , 

b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte zu Lan⸗ 
genſalza 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ge⸗ 
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ſchehen durch diejenigen Blätter, durch welche die ausgelooſten Obliga⸗ 
tionen bekannt gemacht werden; 


d) an die Stelle der im §. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine treten 
vier, und an Stelle des im $. 8. erwähnten achten Zahlungstermines 
tritt der fünfte. f 


§. 11. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch e der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubwür⸗ 
diger Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
1 85 und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 5 


$. 12. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 


Stadtgemeinde Langenſalza mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmt⸗ 
lichen Einkünften. 


Zu Urkund dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das gegen⸗ 
wärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem 
Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 11. Juni 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


in 461 55 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 
Langenſalzaer Stadt⸗Obligation 
(Stadtſtempel) 


über 


N Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom (Geſetz⸗Samml. 
von 1870. ©. ....) bekennen wir hiermit, daß, der Inhaber dieſer Obligation 
die Summe voͤn Thalern Kurant, deren Empfang als Darlehn wir 


dan der Kommune beſcheinigen, von der Stadtgemeinde Langenſalza zu for⸗ 
ern hat 

Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind in halbjährlichen 
Terminen, am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres, fällig, werden aber nur 
gegen Rückgabe der ausgegebenen Zinskupons gezahlt. 

Die näheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privilegium 
enthalten. 


Langenſalza, den ü 18. 
(Trockenſtempel.) Der Magiſtrat. 
Eingetragen Stadtſchuldenbuch Fol. . 


Der Kämmereikaſſen⸗Rendant. 


Anmerkung. Eigenhändige Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und wenigſtens noch 
eines anderen Magiſtratsmitgliedes unter Beifügung der Amtstitel. 


(Ar. 77020) 8 8 Pro⸗ 


ent | j 
Provinz Sachſen / Regierungsbezirk Erfurt. 
J 8 Thaler. 
Zinskupon 
zur 
Obligation der Stadt Langenſalza 
über 2 
Thaler Silbergroſchen . Pfennige 
Littr. Mr 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
V 18.. die Zinſen der vorbenannten Stadt⸗Obligation für 
das Halbjahr vom e bis ik Thalern 
. Silbergroſchen ..... Pfennigen bei der Stadtkaſſe zu Langenſalza. 
Langenjalze, den 18 
(Trockenſtempel.) Der Magiſtrat. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag 
nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in welchem er fällig geworden iſt, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Ma⸗ 
giſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 
den; doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 
eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Erfurt. 


ae e n 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obliga⸗ 
tion der Stadt Langenſalza : 


bitte, Mist über -. 03.077 Thaler 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom 18.. bis 
Ei! 18.., ſofern nicht Seitens des legitimirten Inhabers der 
Obligation vorher Widerſpruch dagegen eingegangen iſt. 
Balg ala den . 
(Trockenſtempel.) Der Magiſtrat. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und des zweiten Ma⸗ 
iſtratsmitgliedes können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt wer⸗ 
en; doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 

eines Kontrolbeamten verſehen werden. 
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(Nr. 7703.) 


(Nr. 7703.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1870., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an die Gemeinden Schlebuſch und Wiesdorf, im Kreiſe 
Solingen, Regierungsbezirks Düſſeldorf, für den Bau und die Unterhal⸗ 
tung einer Gemeinde-Chauſſee von der Berlin⸗Cölner Staatsſtraße bei 
Schlebuſch über den Bahnhof Schlebuſch nach der Cöln⸗Arnheimer Staats⸗ 
ſtraße bei Wiesdorf, 


1 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von der Berlin- Cölner Staatsſtraße bei Schlebuſch über den 
Bahnhof Schlebuſch nach der Cöln-Arnheimer Staatsſtraße bei Wiesdorf, im 
Kreiſe Solingen, Regierungsbezirks Düſſeldorf, genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch den Gemeinden Schlebuſch und Wiesdorf das Expropriationsrecht für die 
zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau- und Unterhaltungs: Materialien, nach Muaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich 
will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt wer⸗ 
den, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bad Ems, den 24. Juni 1870. 5 
Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 7704.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juli 1870., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts an die Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. Behufs Anlage 
einer Kanal- und Röhrenleitung. 5 


Nachdem von der Stadtgemeinde Königsberg i. Pr. beſchloſſen worden, durch 
Anlegung einer von den Gutsbezirken Miſchen, Zielkeim, Perkuiken, Eiſelbitten, 
Juglauken und einem Theile des fiskaliſchen Forſtreviers Fritzen ausgehenden 
Kanal- und Röhrenleitung, in der durch den zurückerfolgenden Situationsplan des 

(Nr. 77037705.) i Bau⸗ 
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Bauraths Henoch vom 3. Januar d. J. bezeichneten Richtungslinie, die Stadt 
Königsberg i. Pr. mit fließendem Waſſer zu verſorgen, verleihe Ich hierdurch 
der genannten Stadtgemeinde zur Durchführung dieſes Unternehmens das Recht 
zur Expropriation und zur vorübergehenden oder, nach Art von Grundſervituten, 
dauernden Benutzung fremder Grundſtücke. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Bad Ems, den 6. Juli 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


(Nr, 7705.) Konzeſſions⸗Urkunde für die Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft 
zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Halberſtadt nach Blanken⸗ 
burg. Vom 8. Juli 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem des Herzogs von Braunſchweig Hoheit der Halberſtadt⸗Blanken⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft die Konzeſſtion zum Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Halberſtadt nach Blankenburg ertheilt haben, wollen Wir, dem an Uns 
geftellten Antrage entſprechend, der genannten Eiſenbahngeſellſchaft die Konzeſſion 
zum Bau und Betrieb für die in das Preußiſche Staatsgebiet fallenden Strecken 
der in Rede ſtehenden Bahn nach Maaßgabe des Staatsvertrages zwiſchen Preußen 
und Braunſchweig vom 19. November 1869. (Gefet-Samml. für 1870. S. 9.) 
hiermit verleihen. Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem 1 1 über die 
Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen orſchriften, 
betreffend das Expropriakionsrecht und das Recht zur vorübergehenden ee 
fremder Grundſtücke, auf das vorbezeichnete Unternehmen, ſoweit daſſelbe innerhal 
des Preußiſchen Staatsgebietes auszuführen iſt, Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 8. Juli 1870. N 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7706.) 
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(Ir. 7706.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Juli 1870., betreffend den Lokomotivbahn-Anſchluß 
der Hermannshütte bei Hörde an die Dortmund ⸗Soeſter Eiſenbahn. 


N der Hörder Bergwerks⸗ und Hüttenverein darauf angetragen hat, die 
von ihm hergeſtellte Lokomotiv-Eiſenbahn von feinem Steinkohlenbergwerke bei 
Brackel und Aſſeln nach der, bei Station Hörde der Dortmund -⸗Soeſter Eifen- 
bahn belegenen Hermannshütte, über dieſe hinaus zur Verbindung mit der letzt⸗ 
gedachten Eiſenbahn beziehungsweiſe mit dem bei Hörde belegenen Eiſenwerke des 
Vereins ausdehnen zu dürfen, will Ich auf Ihren Bericht vom 5. Juli d. J. 
nach Maaßgabe des Mir vorgelegten, hierbei zurückerfolgenden Situationsplans 
und des von Ihnen ſpeziell feſtzuſtellenden Projektes Meine Genehmigung zum 
Bau und Betriebe dieſer Bahnverlängerung unter der Bedingung ertheilen, daß 
anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß an die gedachte Verlängerung mittelſt 
Zbweigbahnen, als auch die Benutzung der erſteren gegen zu vereinbarende eventuell 
von Ihnen feſtzuſetzende Fracht- oder Bahngeld⸗Sätze vorbehalten bleibt. Zugleich 
beſtimme Ich in Anbetracht der Gemeinnützigkeit des Unternehmens, daß die in 
dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. er⸗ 
gangenen Vorſchriften über die Expropriation und das Recht zur vorübergehen⸗ 
den Benutzung fremder Grundſtücke auch auf die vorgedachte Bahnverlängerung 
Anwendung finden ſollen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Bad Ems, den 11. Juli 1870. 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7707.) Konzeſſions-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von 
Lyck bis zur Preußiſch-Ruſſiſchen Landesgrenze. Vom 25. Juli 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Oſtpreußiſche Südbahn⸗Geſellſchaft auf Grund der Beſchlüſſe 
der Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 5. Juni 1869. darauf angetragen 
hat, ihr die Ausdehnung ihres Unternehmens durch Anlage einer Eiſenbahn von 
Lyck bis zur Preußiſchen Landesgrenze zum Anſchluß an die auf Kaiſerlich Ruſ⸗ 
ſiſchem Gebiete herzuſtellende Eiſenbahn Grajewo⸗Breſt zu geſtatten, wollen Wir 
der genannten Geſellſchaft zum Bau und Betriebe der gedachten Eiſenbahn Un⸗ 
ſere Genehmigung unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


1 


Die Feſtſtellung der Bahnlinie und die Genehmigung der ſpeziellen Bau⸗ 
projekte und Anſchläge gebührt dem Miniſterium für Handel, Gewerhe und öffent⸗ 
Jahrgang 1870. (Nr. 7706-7707.) 63 liche 


liche Arbeiten, deffen Zuſtimmung auch zu jeder Abweichung von dem fejtgeftell- 
ten Bauplane erforderlich iſt. 

Die Geſellſchaft hat auf ihre Koſten diejenigen Anlagen auszuführen, welche 
die Staatsregierung im Intereſſe der Landesvertheidigung und der Zollverwal⸗ 
tung für erforderlich erachtet. 

Die Eiſenbahn muß längſtens innerhalb zwei Jahren, von der Ertheilung 
der Konzeſſion gerechnet, betriebsfähig vollendet ſein. ̃ 

g IE 
Die Bahnſtrecke von Lyck bis zur Landesgrenze bildet einen integrirenden Theil 
des Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Unternehmens. Auf dieſelbe finden alle Beſtimmungen 
des von Uns unterm 2. November 1863. beſtätigten Geſellſchaftsſtatuts, jedoch 
mit Ausſchluß der §F. 3. 55. bis 62., und mit den nachfolgenden Zuſätzen be⸗ 
ziehungsweiſe Modifikationen Anwendung: 
a) Die Geſellſchaft wird, wie auf der Stammbahn, ſo auch auf der neuen 
Bahnſtrecke den Perſonentransport in vier Wagenklaſſen bewirken und 
iſt auf Verlangen der Staatsregierung verpflichtet, bei größeren Ent⸗ 
fernungen den Einpfennigtarif für den Transport von Kohlen und Koaks 
und event. der übrigen im Artikel 45. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes bezeichneten Gegenſtände einzuführen. 
b) In Bezug auf die Beförderung von Truppen, Militair⸗Effekten und 
ſonſtigen Armeebedürfniſſen hat die Geſellſchaft ſowohl rückſichtlich der 
neuen Bahnſtrecke als der Stammbahn die Verpflichtungen zu er⸗ 
füllen, welche von dem Bundesrathe des Norddeutſchen Bundes für die 
Staatsbahnen im Bundesgebiete feſtgeſtellt find oder ſpäter feſtgeſtellt 
werden möchten. 
e) Zu Gunſten der Poſt iſt die Geſellſchaft bezüglich der neuen Bahnſtrecke 
zu gleichen Leiſtungen verbunden, wie ſolche ihr bezüglich der Stamm- 
bahn obliegen. 
d) Der Bundes⸗Telegraphenverwaltung gegenüber hat die Geſellſchaft rück⸗ 
fichtlich der neuen Bahnſtrecke und der Stammbahn diejenigen Verpflich⸗ 
tungen zu übernehmen, welche von dem Bundesrathe des Norddeutſchen 
Bundes für die Eiſenbahnen im Bundesgebiete feſtgeſtellt find, oder 
ſpäter für die Staatsbahnen im Bundesgebiete anderweit feſtgeſtellt wer⸗ 
den möchten. d 
III. 

Die Geſellſchaft unterwirft ſich allen Beſtimmungen des Staatsvertrages, 
welcher zwiſchen Unſerer und der Kaiſerlich Ruſſiſchen Regierung wegen der Ver⸗ 
hältniſſe des Anſchluſſes ꝛc. der Bahnſtrecke Lyck⸗Landesgrenze an die auf Ruſ⸗ 
ſiſchem Gebiete herzuſtellende Eiſenbahn von der Grenze bei Grajewo nach Breſt 
abgeſchloſſen werden wird. = ee 


Das zur Ausführung des neuen Unternehmens, ſowie zum Zweck der da⸗ 
durch bedingten Erweiterung baulicher Anlagen und Vermehrung der Betriebs⸗ 
mittel des Stamm⸗ Unternehmens erforderliche Kapital wird durch e 


/ 
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fünfprozentigen Prioritäts⸗Obligationen zum Nominalbetrage von Einer Million 
vierhundert Tauſend Thalern, nach Maaßgabe des unterm heutigen Tage von 
Uns Allerhöchſt ertheilten Privilegiums, beſchafft. Er 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eifenbahn-Un- 
ternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend das 
Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grund⸗ 
ſtücke, auf die neue Bahnſtrecke Anwendung finden ſollen. 

4 Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 

machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 25. Juli 1870. 


. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 


(Nr, 7708.) Privilegium wegen Ausgabe von 1,400,000 Thalern Prioritäts⸗Obligationen 
II. Emiſſion der Oſtpreußiſchen Südbahn-Geſellſchaft. Vom 25. Juli 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ac. 


Nachdem von Seiten der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Geſellſchaft darauf ange⸗ 
tragen worden iſt, ihr zur Beſchaffung der Mittel für den Bau einer Eiſenbahn 
von Lyck bis zur Preußiſch⸗Ruſſiſchen Landesgrenze zum Anſchluß an die auf 
Kaiſerlich Ruſſiſchem Gebiete herzustellende Eiſenbahn Breſt⸗Grajewo, ſowie für 
die in Folge dieſer Ausdehnung des Unternehmens erforderliche Erweiterung 
baulicher Anlagen und Vermehrung des Betriebsmaterials der Stammbahn die 
Ausgabe von Prioritäts⸗Obligationen im Betrage von 1,400,000 Thalern zu 
geſtatten, wollen Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
(Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion der erwähnten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen ertheilen. 5 si 


Die auf Höhe von 1,400,000 Thalern zu emittirenden Obligationen wer⸗ 
den unter der Bezeichnung: 
„Prioritäts⸗Obligationen II. Emiſſion der Oſtpreußiſchen Südbahngeſell⸗ 
ſchaft“ 


nach dem anliegenden Schema A. in Apoints von 500 Thalern und 100 Thalern 
unter fortlaufenden Nummern, und zwar: 5 
(Nr. 7707708) 63* 1,000,000 


| ee a 
1,000,000 Thaler in Apoints à 500 Thaler unter Nr. 1. bis 2000., 
000 = > a „„ = 6000, 
ausgefertigt und mit Zinskupons nach dem Schema B., ſowie mit einem Talon 


Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 


= dem Schema C. verſehen. 


* 


Die Obligationen werden von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des Ver⸗ 
waltungsrathes und dem Hauptrendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. Die 
Zinskupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchrift des Vor⸗ 
ſitzenden und zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes und des Hauptrendanten 
verſehen. 

Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebſt Talon wird den 
Obligationen beigegeben. Bei Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjährigen 
Periode werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn 
Jahre neue Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſen⸗ 
tanten des Talons, durch deſſen Rückgabe zugleich über den Empfang der neuen 
Kupons quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation bei 
dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt. 

Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs, oder wenn der Talon überhaupt 
nicht beigebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der Obli⸗ 
gationen. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talon beſonders vermerkt. 


5 2 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinſt 
und die Zinſen in halbjährlichen Raten, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, 
von der Geſellſchafts-Hauptkaſſe in Königsberg, ſowie von den durch den Ver— 
waltungsrath in öffentlichen Blättern namhaft zu machenden Bankiers oder 
Kaſſen ausgezahlt. Zinſen von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung inner⸗ 
halb vier Jahren, von den in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungs⸗ 
terminen an gerechnet, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


§. 3. 

Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit dem 
Jahre 1873. beginnt und alljährlich den Betrag von einem halben Prozent oder 
7000 Thalern unter Zuſchlag der durch die eingelöſten Obligationen erſparten 
Sen umfaßt. Die Amortiſation wird durch Auslooſung zum Nennwerthe 

ewirkt. | 

Die Auslooſung findet jedesmal im Monat April ftatt und die Aus⸗ 
zahlung des Nominalbetrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Priori— 
täts⸗Obligationen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres. 

Die Verlooſung geſchieht durch zwei von dem Verwaltungsrathe zuge⸗ 
zogene vereidete Notare in einem mindeſtens vierzehn Tage vorher zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts⸗ 
Obligationen der Zutritt geſtattet wird. a 

Der Generalverſammlung der Eiſenbahngeſellſchaft bleibt das Recht vor- 
behalten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtärken und dadurch die Tilgung 
der Prioritäts⸗ Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſämmtliche Prioritäts⸗ 

Obli⸗ 


Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. In beiden Fällen bedarf es 
der Genehmigung des Staates. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem 
betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


$. 4. 

Die Nummern der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des im $. 3. gedachten Termins öffentlich be⸗ 
kannt gemacht; die Auszahlung erfolgt an dem im F. 3. dazu beſtimmten Tage 
in Königsberg von der Geſellſchafts-Hauptkaſſe nach dem Nominalwerthe an die 
Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben und der zugehörigen, 
nicht fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird 
der Betrag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts⸗Obligationen 
gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendek, ſobald dieſelben zur Zahlung 
präſentirt werden. 

Die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung jeder Prioritäts⸗Obli⸗ 
gation erliſcht mit dem 1. Juli desjenigen Jahres, in welchem dieſelbe ausgelooſt 
und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Obligationen werden in Gegen⸗ 
wart zweier vereideter Notare verbrannt und es wird eine Anzeige darüber durch 
öffentliche Blätter bekannt gemacht. 


i $. 5. 

Die Nummern der zur Rückzahlung fälligen, nicht zur Einlöſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden jährlich während zehn Jahre von dem Verwaltungs⸗ 
rathe der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich einmal 
aufgerufen. Gehen ſie deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach 
dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch 
aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe 5 Nummern 
der werthlos gewordenen Obligationen von dem Verwaltungsrathe öffentlich be⸗ 
kannt zu machen iſt. 5 25 

$. 6. 

Rückſichtlich der Mortifizirung angeblich verlorener oder vernichteter Obli⸗ 
gationen findet der $. 25. der Statuten der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗-Geſellſchaft 
Anwendung. 

Zinskupons dürfen nicht mortifizirt werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher 
den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungsfriſt ($. 2.) bei dem 
Verwaltungsrathe der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt darthut, nach Ablauf 
der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekom⸗ 
menen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

9 

Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nach H. 2. zu zahlenden Zinſen Gläubiger 
der Oſtpreußiſchen Südbahn⸗Geſellſchaft und find befugt, wegen ihrer 0 
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und Zinſen ſich an das geſammte Vermögen der Geſellſchaft und deſſen Ertrag 
vor den Inhabern der Stamm⸗ und Stamm⸗Prioritätsaktien, jedoch nach den 


Inhabern der auf Grund des Privilegiums vom 24. April 1867. emittirten 
Prioritäts⸗ Obligationen im Betrage von 4,000,000 Thalern, zu halten. 


F. 8. | 
Die Inhaber der Obligationen find, außer in den im F. 3. gedachten 
Fällen, nur dann berechtigt, deren Nennwerth von der Geſellſchaft zu fordern: 


a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Oſtpreußiſchen Südbahn länger als 

ſechs Monate ganz aufhört; 

e) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskräftig gewordener Erkennt⸗ 
niſſe Schulden halber Exekution durch Pfändung oder Subhaſtation voll- 
ſtreckt wird 

d) wenn die im F. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 

In den Fällen zu a., b. und e. kann das Kapital von dem Tage ab, 
an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert werden; in dem Falle zu d. 
iſt dagegen eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur 
Zurückforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Zahlung des betreffenden 
Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen 
Transportbetriebes, in dem Falle zu C. bis zur Aufhebung der Exekution, das 
Recht der Kündigung in dem Falle zu d. drei Monate von dem Tage ab, an 
welchem die Tilgung der Obligationen hätte erfolgen ſollen. Die Kündigung 
verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Geſellſchaft die nicht eingehal- 
tene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen längſtens drei Monaten 
nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen nachträglich bewirkt. 

Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Paragraphen 
eingelöſt worden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


8 N 5 

Bis zur Tilgung der Obligationen oder bis zur gerichtlichen Depoſition 
der Einlöſungsgelder darf die Geſellſchaft keine zur Eiſenbahn und zu den Bahn⸗ 
höfen erforderlichen Grundſtücke veräußern; dies bezieht ſich jedoch nicht auf die 
außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtücke, auch nicht auf 
ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden 
zu poſtaliſchen, telegraphiſchen, polizeilichen oder ſteuerlichen Einrichtungen oder 
zu Packhöfen und Waarenniederlagen abgetreten werden möchten. Für den Fall, 
daß Unſere Gerichte einen Nachweis darüber erfordern ſollten, ob ein Grundſtück 
zur Eiſenbahn oder zu den Bahnhöfen erforderlich ſei oder nicht, genügt ein 
Atteſt des betreffenden Eiſenbahnkommiſſariats. 


$. 10. 


Die in dieſem Privilegium vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch den Preußiſchen Staatsanzeiger, die Berliner Börſenzeitung, die a 
Bank⸗ 


Bank- und Handelszeitung, die Oftpreußifche Zeitung, die Königsberger Hartung⸗ 
ſche Zeitung. Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo genügt die Bekanntmachung 
in den andern genannten Blättern bis zur anderweiten, mik Genehmigung Unſeres 
Handelsminiſters zu treffenden Beſtimmung. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie⸗ 
digung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten 
Dritter zu präjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung bekannt zu 
machen. 

Gegeben Berlin, den 25. Juli 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Sehema A. 
Prioritaͤts⸗Obligation II. Emiſſion 
der 
Oſtpreußiſchen Suͤdbahn⸗Geſellſchaft 
Dieſer Obligation find 20 Zins- VE EAN Verzinsbar 
kupons nebſt Talon beigefügt. über zu fünf Prozent. 


Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die Oſtpreußiſche Südbahngeſellſchaft Fünf⸗ 
hundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch Kurant zu fordern als Antheil an 
dem durch Königliches Privilegium vm 18.. autoriſirten Dar⸗ 
lehn von 1,400,000 Thalern. Die Zinſen find gegen die ausgegebenen Kupons 
zahlbar. 

Königsberg, den n 18.5 


Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn⸗Geſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 
N. N. N. N. N. N. 


Eingetragen sub Fol.. des Regiſters. 
N. N., Rendant. 
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Schema B. 


Zinskupon 


(Trockener Stempel.) 
N. N. N. N. N. N. 
N. N., Rendant. 

Dieſer Kupon wird nach Ablauf von vier Jahren nach 
dem darin bezeichneten Zahlungstage ungültig und werthlos. 
Daſſelbe iſt der Fall, wenn er durchſtrichen, durchlocht oder 
wenn die auf ihm vermerkte Nummer nicht mehr vollſtändig 
zu erkennen iſt. 


Schema C. 
Salon 


eo... 


Inhaber empfängt gegen Rückgabe dieſes Talons die folgende Serie von 


20 Stück Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts⸗Obligation, ſofern nicht 


dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. Im 
Falle eines ſolchen Widerſpruchs, oder wenn der Talon überhaupt nicht beigebracht 
werden kann, erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 


Obligation. 
Königsberg, den n 18, 
Der Verwaltungsrath der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn-Geſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 
N. N. N. N. N. N. 
N. N., Rendant. 


Redigirt im Büreau des Staats Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


